
rischer Ebene durch die Parlamentarische Versammlung des 
Europarates zu begleiten und sich einmal im Jahr ausschließlich 
KSZE-Themen zu widmen?

Ministerpräsident de Maiziere:

Ich denke, man kann sich sehr weit in die Zukunft träumen. 
Ich wollte das eingebracht haben, was real scheint. Es sind reale 
Möglichkeiten angedacht worden. Dazu wäre es meines Erach­
tens notwendig, daß die KSZE überhaupt in den Rang einer völ­
kerrechtlich verbindlichen Vereinigung gehoben werden müß­
te, um dann gemeinsam zu beraten und zu beschließen, was wei­
ter geschehen soll. Eine weitergehende Antwort kann ich auf Ih­
re Frage nicht erteilen.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Herr Ministerpräsident, gestatten Sie noch eine weitere An­
frage? - Herr Gysi, bitte.

Dr. Gysi (PDS):

Herr Ministerpräsident, aus Ihren Ausführungen habe ich 
entnommen, daß es noch zahlreiche außenpolitische und natür­
lich auch zwischenstaatliche Aufgaben zu erfüllen gibt auf dem 
Veg zur deutschen Einigung. Wäre es dann nicht richtiger, erst 

' —these Verhandlungen zu führen und abzuschließen, bevor man 
den Termin für gesamtdeutsche Wahlen festlegt, anstatt umge­
kehrt zunächst den Termin festzulegen und damit sich selbst un­
ter Zeitdruck für diese Verhandlungen zu setzen?

Ministerpräsident de Maiziere:

Wir haben Fragen des Wahltermins im Koalitionsausschuß 
beraten. Es ist noch nicht ganz abschließend befunden. Ich habe 
am Freitag vor 14 Tagen, an dem Tag, an dem die sechs Außen­
minister hier in Berlin beraten haben, alle sechs Herren emp­
fangen und mit ihnen gesprochen. Sie haben mir versichert, daß 
sie bis zum Herbst ein Ergebnis erzielen, das für alle nicht nur 
tragbar ist, sondern von allen getragen werden kann, und daß 
sie dieses Ergebnis dem KSZE-Gipfel im November 1990 vor­
stellen wollen. Ich gehe davon aus, daß diese Zusagen eingehal- 
tcn werden.

(Beifall bei CDU/DA und SPD)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Vielen Dank, Herr Ministerpräsident. - Nun hat der Außenmi­
nister noch um das Wort gebeten. Bitte, Herr Außenminister.

Meckel, Minister für Auswärtige Angelegenheiten:

Verehrte Frau Präsidentin! Verehrte Abgeordnete! Nach die­
ser ersten wichtigen außenpolitischen Erklärung der Regierung, 
deren Bedeutung dadurch unterstrichen wird, daß der Minister­
präsident selbst sie übernommen hat, möchte ich noch einige 
Ausführungen machen zum Stand der Gespräche und zu unse­
rer Position in den Verhandlungen von 2 + 4.

Wichtige Gründe dafür sind schon genannt worden und der 
gesamte außenpolitische Rahmen, in dem wir diese Gespräche 
verstehen.

Ziel dieser Gespräche ist es, die äußeren Aspekte der deut­
schen Einigung zu klären, d. h., damit auch die Nachkriegszeit zu 
beenden und die Viermächterechte und -Verantwortlichkeiten 
abzulösen.

Damit übernehmen diese Gespräche und die in ihnen verabre­
dete und in Aussicht genommene abschließende völkerrechtli­
che Regelung die Funktion eines Friedensvertrages, wie er im

Potsdamer Abkommen beschrieben und vorausgesetzt ist und 
von dem die beteiligten 6 Staaten der Meinung sind, daß ein sol­
cher 45 Jahre nach dem Krieg nicht mehr angebracht ist.

Es gibt auch andere äußere Aspekte der deutschen Einigung, 
die nicht so im Blick sind, wie die Folgen und Konsequenzen der 
Wirtschafts- und Währungsunion für unsere Partner im Osten 
und in der Dritten Welt. Von diesen soll jetzt aber nicht die Rede 
sein.

Erstens: Daten und Abläufe. Es ist deutlich: Am 5. Mai hat die 
erste Außenministerkonferenz von „2 + 4“ stattgefunden - wie 
schon erwähnt, fand am 22.6. die zweite in Berlin statt. Am 17. Ju­
li wird in Paris die 3. Außenministerkonferenz stattfinden, dort 
unter Beteiligung des polnischen Außenministers, um die Frage 
der polnischen Westgrenze, der deutschen Grenze an der Oder 
und Neiße zu besprechen und in diesen Fragen Polen zu Wort 
kommen zu lassen.

In meinem gestrigen Treffen mit dem Außenminister Skubis- 
zewski hat er mir versichert, wie wichtig für Polen die Erklärung 
der beiden deutschen Parlamente in dieser Frage war.

Anfang September findet in Moskau dann das 4. Außenmini­
stertreffen statt und dann möglicherweise noch ein 5. in Was­
hington. Man wird sehen, was man noch an Gesprächen braucht.

Wichtig ist nun, daß in diesem Zusammenhang nicht nur die 
Außenministertreffen stattfinden, sondern daß diese Gespräche, 
wie es der Ministerpräsident schon sagte, auf den KSZE-Gipfel 
hinlaufen, der nun voraussichtlich Ende November in Paris 
stattfinden wird. Dort sollen dann die Ergebnisse der 2 + 4-Ge- 
spräche vorgelegt werden.

Nicht zu vergessen ist das Vorhaben der beiden Großmächte 
und mit ihnen vieler anderer Staaten, daß in Wien vorher das 
Truppenreduzierungsabkommen abgeschlossen ist und wir in 
Zentraleuropa auf deutlich herabgesetzte Obergrenzen kom­
men.

Außerdem ist der angeregte Vertrag zwischen den Mitglieds­
staaten von NATO und Warschauer Vertrag zu nennen. Dies ist 
der Rahmen, in dem diese Gespräche stattfinden.

Was soll nun im abschließenden Dokument stehen? Es gibt ei­
ne Fülle von Fragen, die im Zusammenhang mit „2 + 4“ gestellt 
werden, eben weil es mit Deutschland gleichzeitig immer schon 
um die Zukunft Europas geht. Was jeweils in dem abschließen­
den Dokument behandelt wird und was nicht, das ist in großen 
Teilen noch strittig. Dies ist die Aufgabe der Expertengespräche 
jetzt bis zum Pariser Treffen, die Sondierungen vorzunehmen, 
damit man feststellt: Wann, wie und wo ist der jeweilige Punkt zu 
behandeln?

Die USA haben von einem Stearing Comitee gesprochen, einer 
Leitungsgruppe gewissermaßen, die dann auch verschiedene 
Tagesordnungspunkte woanders hinverweist. Manches wird im 
Enddokument von „2 + 4“ stehen, manches in Wien verhandelt 
werden oder auf dem KSZE-Gipfel, manches aber auch bi- oder 
trilateral oder durch einseitige Erklärungen.

Unser Interesse ist: Möglichst viel soll von den Deutschen 
selbst gesagt und erklärt werden. Dies ist ein wichtiger souve­
räner Akt. Es ist gut, wenn die Europäer wissen, woran sie mit 
den Deutschen sind und daß das, was das Ergebnis von „2 + 4“ ist, 
nicht nur gezwungenermaßen, um der Einigung willen von den 
Deutschen mitgetragen wird, sondern daß es selbst ihr Wille ist.

Dies z. B. war auch der Hintergrund, weshalb in der Frage der 
polnischen Westgrenze eben nicht alle 6 plus Polen über diese 
Fragen verhandeln wollen, sondern die beiden deutschen Staa­
ten mit Polen. In den Gesprächen in diesem Zusammenhang ist 
es dann zu den Parlaments-Erklärungen gekommen. Es ist uns 
wichtig, daß solche Ergebnisse bei „2 + 4“ möglichst nur als ver­
bindlich zur Kenntnis genommen werden.

Andere Staaten vertreten aber die Meinung, die Ergebnisse 
der deutsch-polnischen Verhandlungen, sollten „entgegenge-
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